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Mandantenbrief 06/2017 

 

 
SPRUCH des Monats  
 
Das Glück im Leben hängt von den guten Gedanken ab, die man 

hat. 
Marc Aurel; 121 - 180, römischer Kaiser 161 - 180 

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 
40-€-Pauschale bei verspäteter Lohnzah-

lung durch den Arbeitgeber 
  

Ein Arbeitgeber, der Arbeitslohn verspätet oder unvollständig auszahlt, muss dem 

Arbeitnehmer einen Pauschal-Schadensersatz in Höhe von 40 € zahlen. Das hat das 

Landesarbeitsgericht (LAG) Köln mit Urteil vom 25.11.2016 entschieden. 

 

Nach einer im Jahr 2016 neu eingeführten Regelung im Bürgerlichen Gesetzbuch hat 

der Gläubiger einer Entgeltforderung bei Verzug des Schuldners neben dem Ersatz 

des durch den Verzug entstehenden konkreten Schadens Anspruch auf die Zahlung 

einer Pauschale in Höhe von 40 €.  

 

Nach Auffassung des LAG handelt es sich bei der Pauschale um eine Er-

weiterung der gesetzlichen Regelungen zum Verzugszins, der auch auf 

Arbeitsentgeltansprüche zu zahlen ist. Auch der Zweck der gesetzlichen Neu-

regelung - die Erhöhung des Drucks auf den Schuldner, Zahlungen pünktlich und 

vollständig zu erbringen - sprechen für eine Anwendbarkeit zugunsten von Arbeit-

nehmern, die ihren Lohn unpünktlich oder unvollständig erhalten. 

 

Anmerkung: Dieses Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die Revision zum Bundesar-

beitsgericht (BAG) wurde wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage 

zugelassen. Sollte es vom BAG bestätigt werden, werden sich Arbeitgeber mit der 

40-€-Pauschale bei verspäteten Lohn- bzw. Gehaltszahlungen konfrontiert sehen. 

 
 

 

 



Familienrecht 
 

Kinder haften nicht in jedem Fall für ihre Eltern 
   

Manchmal sind nicht nur Kinder auf Unterhaltszahlungen ihrer Eltern angewiesen. In 

späteren Jahren kann es auch umgekehrt sein und ein erwachsenes Kind muss für 

den Unterhalt eines bedürftigen Elternteils aufkommen. Dies gilt aber nicht in jedem 

Fall.  

 

Das Oberlandesgericht Oldenburg hat mit Beschluss vom 4.1.2017 eine Unterhalts-

verpflichtung der erwachsenen Tochter verneint. Eine Unterhaltsverpflichtung des 

erwachsenen Kindes entfällt, wenn der bedürftige Elternteil seine eigene, frühere 

Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem Kind gröblich vernachlässigt hat und eine 

Inanspruchnahme insgesamt grob unbillig erscheint. 

 

In dem entschiedenen Fall hatte der Vater über 6 Jahre lang gar nichts für die da-

mals noch bedürftige Tochter gezahlt, obwohl er in der Lage gewesen wäre, einer 

Erwerbstätigkeit nachzugehen. Der Vater hatte darüber hinaus bei der Trennung 

von der Mutter per Einschreiben mitgeteilt, dass er von seiner alten Familie nichts 

mehr wissen will.  

 

Ein solcher Kontaktabbruch stellt eine grobe Verfehlung gegenüber der Tochter und 

eine Verletzung der väterlichen Pflicht zu Beistand und Rücksicht dar. Der Kontakt-

abbruch war auch nachhaltig gewesen. Allein die Einladung der Tochter zur neuen 

Hochzeit des Vaters und ein einmaliger Besuch der Tochter bei einem Krankenhaus-

aufenthalt des Vaters führten noch nicht zu einer Wiederherstellung eines Vater-

Tochter-Verhältnisses. 

 

Zwar stellt ein Kontaktabbruch nicht regelmäßig eine grobe Verfehlung dar, die zu 

einem Verlust des Unterhaltsanspruchs führt. Vorliegend kam aber neben dem Kon-

taktabbruch noch die grobe Verletzung der Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind 

hinzu. 

 

 

Sonstiges 
 

"Kontogebühr" bei Gewährung eines Bauspar-

darlehens 
  

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit seinem Urteil vom 9.5.2017 entschieden, dass 

eine vorformulierte Bestimmung über eine bei Gewährung eines Bauspardarlehens 

vom Verbraucher in der Darlehensphase zu zahlende "Kontogebühr" unwirksam ist.  

 

Die BGH-Richter führten aus, dass die Erhebung einer "Kontogebühr" in der Darle-

hens-phase eine sogenannte Preisnebenabrede darstellt. In der Darlehensphase ist 

mit den Tätigkeiten der "bauspartechnische[n] Verwaltung, Kollektivsteuerung und 

Führung einer Zuteilungsmasse", für die die Bausparkasse die Kontogebühr auch in 

diesem Zeitraum erhebt, weder die Erfüllung einer Hauptleistungspflicht noch eine 

rechtlich nicht geregelte Sonderleistung verbunden. 



 

Die vorgenannten Tätigkeiten erbringt die Bausparkasse nach Darlehensgewährung 

nicht im Interesse des Darlehensnehmers. Dass sie nach Eintritt in die Darlehens-

phase Zahlungen des Kunden ordnungsgemäß verbucht, liegt ebenfalls ausschließ-

lich in ihrem Interesse. Die bloße Verwaltung der Darlehensverträge nach Darle-

hensausreichung ist keine gesondert vergütungsfähige Leistung gegenüber dem 

Bausparer, sondern eine rein innerbetriebliche Leistung der Bausparkasse. 

 


